FRAGEBOGEN


Stellungnahme eingereicht durch:

	Kanton LUZERN
	Verband, Organisation, Übrige:   FORMCHECKBOX 


	Absender:
Justiz- und Sicherheitsdepartement 

Bahnhofstrasse 15

6002 Luzern


1. 
Änderung der Verkehrszulassungsverordnung (VZV; SR 741.51)

	1. 
Bewilligung für die Durchführung von verkehrsmedizinischen Fahreignungsuntersuchungen

	
	1.1
Sind Sie einverstanden, dass verkehrsmedizinische Fahreignungsuntersuchungen nur noch von Ärzten und Ärztinnen mit einer entsprechenden Bewilligung durchgeführt werden dürfen (Art. 47 Abs. 1)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:



	
	1.2
Sind Sie mit der Einteilung der Bewilligung in die Stufen 1, 2, 3 und 4 einverstanden (Art. 47 Abs. 2 i.V.m. Art. 11a Abs.1 und 2 und Art. 11b Abs. 1 Bst. a und c sowie Art. 29a Abs. 1 Bst. a)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Wir sind grundsätzlich mit der Abstufung der Bewilligung einverstanden. Die Bewilligungsstufen halten wir jedoch für sehr dicht. Aus unserer Sicht würden drei Bewilligungsstufen ausreichen. Sind die Hürden für die Weiterbildung zu hoch, besteht die Gefahr des ärztlichen Personalmangels. 



	
	1.3
Sind Sie mit den Erteilungsvoraussetzungen einverstanden (Art. 48)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Unter Hinweis auf die Ausführungen unter Ziffer 1.2 stellt sich die Frage, ob die Erteilungsvoraussetzungen für die Bewilligungsstufen 2 und 3 zusammengelegt werden könnten. 



	
	1.4
Sind Sie mit der Befristung der Bewilligung und den Voraussetzungen für die Verlängerung der Gültigkeitsdauer einverstanden (Art. 49 Abs. 2 und Art. 50)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:



	
	1.5
Sind Sie mit dem Verfahren nach einem nicht eindeutigen Ergebnis einer verkehrsmedizinischen Fahreignungsuntersuchung einverstanden (Art. 11abis und Art. 27bis)

	
	  FORMCHECKBOX 
JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Grundsätzlich sind wir einverstanden, dass weitere Untersuchungen anzuordnen sind, wenn die Zweifel an der Fahreignung nach der ersten Untersuchung nicht ausgeräumt werden konnten. Unklar ist allerdings, ob es in den Fällen von Artikel 27bis Absatz 1 und 2 VZV dazu stets den Antrag des Arztes braucht, oder ob die Behörde angesichts des im Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren (VwVG; SR 172.021) und im kantonalen Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG; SRL Nr. 40) festgehaltenen Untersuchungsgrundsatzes nicht auch von sich aus tätig werden kann, wenn sie vom Untersuchungsergebnis nicht überzeugt ist. Fraglich ist weiter, ob in jedem Fall alle Stufen durchlaufen werden müssen (erste Untersuchung, zusätzliche Untersuchung nach Abs. 1 oder 2; verkehrsmedizinische Untersuchung nach Abs. 3 und dann erst Kontrollfahrt nach Abs. 4), was zu einem langen und teuren Verfahren führt. 

Schliesslich schlagen wir für den Artikel 27bis Absatz 5 folgende Formulierung vor:

"Besteht die untersuchte Person die Kontrollfahrt nicht, ist der Führerausweis dem Verkehrsexperten zuhanden der Administrativmassnahmenbehörde abzugeben." 


	
	1.6
Sind Sie einverstanden, dass bei Fahren in angetrunkenem Zustand mit einer Blutalkoholkonzentration von 1,6 Gewichtspromille oder mehr die kantonale Behörde die betreffende Person zur Fahreignungsunter​suchung an einen Arzt oder eine Ärztin mit einer Bewilligung der Stufe 4 weist (Art. 29a Abs. 1 Bst. a)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Dass die Fahreignungsuntersuchungen nur Ärztinnen und Ärzte mit Bewilligung der Stufe 4 vorbehalten ist, wird zwar aus verkehrsmedizinischer Sicht begrüsst, bedarf aber unter Umständen der Anpassung von Kapazitäten in infrastruktureller und personeller Hinsicht (vgl. dazu unsere Bemerkungen zu Frage 1.2). 



	
	1.7
Sind Sie mit dem Übergangsrecht einverstanden (Art. 151i Abs. 5)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Die Umsetzung scheint uns in der gegebenen Übergangsfrist von faktisch einem Jahr (Ende 2014) kaum realisierbar. Wir schlagen deshalb eine Übergangsfrist bis Ende 2015 vor.




	2. 
Bewilligung für die Durchführung von verkehrspsychologischen Fahreignungsuntersuchungen

	
	2.1
Sind Sie einverstanden, dass verkehrspsychologische Fahreignungsuntersuchungen nur noch von Psychologen und Psychologinnen mit einer entsprechenden Bewilligung durchgeführt werden dürfen (Art. 52 Abs. 1)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:



	
	2.2
Sind Sie mit den Erteilungsvoraussetzungen einverstanden (Art. 52 Abs. 2)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:



	
	2.3
Sind Sie mit der Befristung der Bewilligung und den Voraussetzungen für die Verlängerung der Gültigkeitsdauer einverstanden (Art. 53 Abs. 2 und Art. 54)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:



	
	2.4
Sind Sie mit dem Übergangsrecht einverstanden (Art. 151i Abs. 6 und 7)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Für die Verkehrspsychologinnen und -psychologen erachten wir die Übergangsfrist als weniger problematisch.




	3. 
Anhang 1

	
	3.1
Sind Sie mit der Einteilung in zwei medizinische Gruppen einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	
	
	

	
	Bemerkungen:



	
	3.2
Sind Sie inhaltlich mit den Mindestanforderungen einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




	4. 
Sind Sie mit den vorgeschlagenen Änderungen des Anhangs 2 einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	  FORMCHECKBOX 
NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




	5. 
Sind Sie mit den vorgeschlagenen Änderungen des Anhangs 3 einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




	6. 
Sind Sie einverstanden, dass das Ergebnis einer augenärztlichen Untersuchung neu auf dem Formular nach Anhang 3a dokumentiert werden muss (Art. 11a Abs. 3 und Art. 27 Abs. 5)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




	7. 
Sind Sie mit den vorgeschlagenen Änderungen des Anhangs 4 Ziffern 4, 5 und 6 einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




	8. 
Ausstellung des unbefristeten Führerausweises

	
	Sind Sie mit der Verlängerung der Frist zum Nachholen der Weiterausbildung für die Inhaber und Inhaberinnen eines Führerausweises auf Probe einverstanden (Art. 24b Abs. 2)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Wir erachten es als problematisch, die Frist für die obligatorische Weiterbildung auf faktisch maximal fünf Jahre auszudehnen. Das entspricht nicht mehr dem ursprünglichen Gedanken, vor allem die Junglenker innerhalb von drei Jahren weiterzubilden. Mit der damaligen Einführung der Zweiphasenausbildung wollte der Gesetzgeber erreichen, dass während derselben Zeitspanne praktische Fahrerfahrung gesammelt und die Weiterbildungen besucht werden können. Wir unterstützen die heutige Regelung mit der Möglichkeit, nach Ablauf von drei Jahren nur noch für die Kursbesuche eine Fahrbewilligung zu erhalten. So stellt man eher sicher, die Ausbildung verzugslos in Angriff zu nehmen. 




	9. 
Führerausweise für Personen mit Wohnsitz im Ausland

	
	Sind Sie mit der vorgeschlagenen Änderung einverstanden (Art. 24h)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




	10. 
Sind Sie mit der vorgeschlagenen Änderung des Anhangs 12 Ziffer V einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




	11. 
Haben Sie Bemerkungen zu den übrigen vorgeschlagenen Änderungen?

	
	zu Artikel 16 Absatz 4

Hinsichtlich Anzahl möglicher Lernfahrausweise sollte eine Rechtsunsicherheit beseitigt werden. Wir schlagen vor, auf Verordnungsstufe zu definieren, unter welchen Umständen ein dritter oder vierter Lernfahrausweis beantragt werden kann. 
zu Artikel 27 Absatz 1 lit. c

Die vorgeschlagenen Formulierungen "schwere Unfallverletzung " oder "schwere Krankheit" sind unbestimmte Begriffe und erschweren eine einheitliche Rechtsanwendung für die Behörden. 
zu Artikel 27bis Absatz 5

Der Verkehrsexperte ist in diesem Fall nicht eigentlich zuständig für die Abnahme des Führerausweises, sondern nur Ausführender im Auftrag der Administrativbehörde. Wir schlagen deshalb folgende Formulierung vor: "Besteht die untersuchte Person die Kontrollfahrt nicht, so ist der Führerausweis dem Verkehrsexperten zuhanden der Administrativmassnahmenbehörde abzugeben." 

zu Artikel 27quater Absatz 2
Eine örtliche Beschränkung der Fahrerlaubnis kommt unseres Erachtens - wenn überhaupt - nur zusammen mit einer Beschränkung auf bestimmte Fahrzeugarten in Frage. Die in den Erläuterungen zu dieser Verordnungsänderung nachzulesende Begründung lässt eine solche Rayon-Bewilligung quasi in jedem Fall zu. Alleine die örtliche Beschränkung auf eine bestimmte Strecke oder ein bestimmtes Gebiet erscheint gefährlich und nicht überprüfbar. Entweder ist eine Person fahrgeeignet oder nicht, - und in letzterem Fall nicht (mehr) zum Strassenverkehr zuzulassen. 

zu Artikel 29 b

Mit dieser Bestimmung wird die Behörde verpflichtet, auf Hinweis von Privatpersonen über eine andere Person beim behandelnden Arzt einen Bericht betreffend deren Fahreignung einzuholen. Durch die Zusicherung der erwünschten Anonymität wird missbräuchlichen Meldungen Tür und Tor geöffnet. Wir schlagen deshalb vor, der Behörde hier mindestens einen gewissen Spielraum zu lassen, ob diese Abklärungen zu veranlassen sind: "Meldet eine Privatperson der kantonalen Behörde Zweifel an der Fahreignung einer anderen Person, so kann die kantonale Behörde beim behandelnden Arzt einen Bericht einholen."


2.
Änderung der Verkehrsregelnverordnung (VRV; SR 741.11)

	1. 
Sind Sie mit den Änderungen betreffend das Verbot, unter Alkoholeinfluss zu fahren, einverstanden (Art. 2a)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




	2. 
Verwendung der Lichter während der Fahrt

	
	2.1
Sind Sie mit den Bestimmungen betreffend Lichtobligatorium und insbesondere mit den Ausnahmen einverstanden (Art. 30 Abs. 1 und 2)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Die Ausnahme für Fahrzeuge, welche vor dem 1. Januar 1970 erstmals in Verkehr gesetzt wurden, halten wir für nicht sinnvoll. Beleuchtungsvorrichtungen waren damals schon obligatorisch. Zudem fahren gerade diese Fahrzeuge oft langsamer und können dadurch ohne Beleuchtung ein erhöhtes Risiko für die Verkehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer darstellen. Hingegen regen wir an, der Polizei aus polizeitaktischen Gründen zu erlauben, alle Lichtquellen an Dienstfahrzeugen manuell auszuschalten. 



	
	2.2
Sind Sie mit Artikel 30 Absatz 3 und insbesondere dem Verzicht auf die Benützung der Fernlichter innerorts einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 Nein
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Die bisherige Regelung wird als ausreichend beurteilt. Eine weitere Verschärfung beurteilen wir als unangebracht und ohne nachhaltige Wirkung für die Verkehrssicherheit. 



	
	2.3
Sind Sie mit Artikel 30 Absatz 4 und insbesondere dem Verzicht auf die metermässige Festlegung der maximalen Sichtweite bei der Verwendung der Nebellichter und Nebelschlusslichter einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Die Umsetzung ist mit der alt bekannten 50-Meter-Regel wie auch mit der gewählten Neuformulierung "erheblich" schwierig umzusetzen. Im Zentrum muss die vorhandene und funktionierende Beleuchtung stehen. 


	3. 
Sind Sie mit der Beleuchtungsregelung für abgestellte Fahrzeuge einverstanden (Art. 31)?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Rückstrahler an Autos sollten ausreichen. Wird diese Neuformulierung übernommen, so ist auch hier für die Polizeifahrzeuge eine Ausnahmeregelung zu schaffen (vgl. Bemerkungen zu Frage 2.1). 




	4. 
Sind Sie mit Artikel 32, insbesondere damit, dass sowohl die Arbeitslichter als auch die Suchlampen nur verwendet werden dürfen, wenn sie für die entsprechende Tätigkeit unerlässlich sind, einverstanden? 

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




	5. 
Sind Sie mit der Neuformulierung von Artikel 39 Absatz 2 einverstanden? 

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Aus Gründen der Verkehrssicherheit ist diese Bestimmung sehr zu begrüssen. Für die Polizeifahrzeuge müsste eine Ausnahmeregelung geschaffen werden (vgl. Bemerkungen zu den Fragen 2.1 und 3).  




3.
Änderung der Fahrlehrerverordnung (FV; SR 741.522)

	 
Sind Sie mit den Änderungen der FV einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




4.
Änderung der Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Strasse (SDR; SR 741.621)

	
Sind Sie mit der Verschiebung des Alkoholverbots in die VRV und der Aufhebung des Artikels 10 Absatz 2 einverstanden? 

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




5.
Änderung der Verordnung über die technischen Anforderungen an 
Strassenfahrzeuge (VTS; SR 741.41)

	
Sind Sie mit den Anpassungen der VTS einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen: 




6. 
Änderung der Strassenverkehrskontrollverordnung (SKV; SR 741.013)

	
Sind Sie mit den Änderungen der SKV einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




7.
Änderung der Ordnungsbussenverordnung (OBV; SR 741.031)

	1. 
Sind Sie mit der Anpassung der OBV betreffend „Nichtmitführen des Fahrerqualifizierungsnachweises“ (Ziffer 100.7) einverstanden? 

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Weiterhin ungelöst bleibt damit die Möglichkeit, bei ausländischen Fahrzeuglenkern das tatsächliche Vorhandensein dieses Nachweises abklären zu können. Hier könnte eine Ungleichbehandlung zwischen schweizerischen und ausländischen Fahrzeuglenkern entstehen.




	2. 
Sind Sie mit den Anpassungen der OBV betreffend „Fahren ohne Licht tagsüber“ und "Fahren mit Tagfahrlicht" (Ziffern 323.1 und 324) einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:

Die vorgeschlagene Bussenhöhe von 40 Franken für Fahren ohne Licht tagsüber (Ziff. 323.1) erachten wir im Verhältnis zu den Bussen nach Ziffern 323.2 und 323.3 als zu hoch. Auch das Bussenverhältnis von Ziffer 323 zu Ziffer 324 stimmt für uns nicht: Das Fahren ohne Licht – vor allem nachts oder in einem Tunnel – stellt eine viel grössere Gefahr dar, als eine falsche Lichterführung. 




8.
Änderung der Verkehrsversicherungsverordnung (VVV; SR 741.31)

	 
Sind Sie mit den Änderungen der VVV einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen:




9.
Änderung der Weisungen vom 19. März 2002 über besondere Markierungen 
auf der Fahrbahn

	
Sind Sie mit der Änderung der Weisungen (Ziff. 5a) einverstanden?

	
	 FORMCHECKBOX 
 JA
	 FORMCHECKBOX 
 NEIN
	 FORMCHECKBOX 
 keine Stellungnahme / nicht betroffen

	
	Bemerkungen: 

Die Einfärbung sollte auch auf Fahrstreifen für linksabbiegende Zweiradfahrer bei Anlagen für den leichten Zweiradverkehr verwendet werden. Bei diesen Abbiegemanövern besteht ebenfalls eine erhöhte Gefahr. 

Im Übrigen beurteilen wir die vorgesehene Übergangsfrist als zu kurz. Die kantonalen Finanzhaushalte lassen einen rechtskonformen Vollzug bis 31. Dezember 2015 kaum zu. Eine Übergangsfrist von drei Jahren erachten wir als realistisch und angemessen.
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